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China ist einer der grössten Klimasünder: Ein chinesischer Fischer mit seiner Frau vor einem Kohlekraftwerk in der Nähe der Stadt Luo Huang. (2009)

Klimaschutz
musssichlohnen
Reiche Industrieländer haben das Ende des Zeitalters von Öl, Gas und Kohle
angekündigt. Alles nur heisse Luft? Von Gordana Mijuk

D
amit hat niemand gerechnet.
Die Regierungschefs der sie-
ben reichsten Länder des
Westens haben vor wenigen
Tagen auf Schloss Elmau in
Bayern das Ziel einer Welt
ohne CO2-Emissionen bis

zum Ende des Jahrhunderts verkündet. Nie
zuvor hatteman Politiker auf dieser Stufe der
Macht so reden hören. Die G-7 sprach nicht
von diffusen 2-Grad-Temperatur-Grenzen, sie
sprach nicht von der Reduktion der Emis-
sionswerte. Sie sagte erstmals klipp und klar,
es brauche null Emissionen. Es brauche eine
volle «Dekarbonisierung».

Eine emissionsfreie Wirtschaft war bis vor
wenigen Jahren bloss das Phantasieprodukt
von grünen Weltverbesserern, das kaum je-
mand ausserhalb der Umweltschutzszene
ernst nahm. Denn ein Ende der Emissionen
würde ein Ende des fossilen Zeitalters bedeu-
ten, ein Ende des Zeitalters von Öl, Gas und
Kohle. Das war unvorstellbar. Und nun sind
diese Visionen in den Schaltzentren derMacht
angelangt, in denUSA, inDeutschland, Japan,
England, Frankreich, Italien, Kanada. Bis 2100
sollen die globalen Emissionen auf null zu-
rückgehen, bis 2050 sollen sie um bis zu 70
Prozent reduziert sein.

«Die Wissenschaft hat schon lange berech-
net, dass es ohne die Reduktion auf null Emis-
sionen nicht geht. Doch die Politik tat sich bis
jetzt schwer, diese Folgen zu benennen», sagt
Reto Knutti, Klimaphysiker an der ETH. Die
Zusammenhänge sind evident: Wenn man
verhindernwill, dass Küstenregionen imMeer
versinken und etliche Tier- und Pflanzenarten
aussterben, muss man verhindern, dass sich
die Erde immer weiter erwärmt. Für das
2-Grad-Ziel, das sich dieWelt gesetzt hat, dür-
fen künftig nur noch 900Milliarden Tonnen
Kohlendioxid in die Atmosphäre abgegeben
werden. Wenn die Welt im heutigen Tempo
Treibhausgase freisetzt, reichen die 900Mil-
liarden Tonnen aber nur gerade für 25 Jahre.

Der Politik fällt die schwierige Aufgabe zu,
dafür zu sorgen, dass die 900Millionen Ton-
nen CO2-Emissionen fair auf die einzelnen
Länder verteilt werden. Bis anhin scheiterte
sie kläglich. Die Klimakonferenzen waren in
den vergangenen Jahren ein Trauerspiel und
führten zu keinen Beschlüssen, geschweige
denn bindenden Verpflichtungen. Der CO2-
Ausstoss stieg derweil ungehindert weiter.

«Der neue Begriff der Dekarbonisierung
könnte die Klimadebatte verändern», sagt Oli-
ver Geden, Experte für Klimapolitik bei der
Stiftung für Wissenschaft und Politik in Ber-
lin. Einigtman sich darauf, dass jedes Land so
schnell wiemöglich seine Emissionen auf null
senken muss, wird es für einzelne Staaten
schwieriger, zu rechtfertigen, weshalb sie in
neue Kohlekraftwerke investieren.

Entscheidend sind China und Indien
Werden auf die grossen Worte der G-7 auch
grosse Taten folgen? Bis jetzt siehtmandavon
wenig. Die G-7-Ankündigung sorgt allerdings
für Optimismus imHinblick auf die Klimakon-
ferenz in Paris Ende Jahr. Oliver Geden warnt
aber vor zu grossen Hoffnungen: «Das Ziel ist
nicht, ein Vertragswerk mit strikten Reduk-
tionszielen für alle Länder zu erarbeiten, um
die Welt endlich auf einen 2-Grad-Kurs zu
bringen.» Es gehe vielmehr darum, alle Staa-
ten ins Boot zu holen, insbesondere die gröss-
ten Klimasünder China, die USA und Indien.
Diesewürden oktroyierte Klimaziele gar nicht
akzeptieren.

Umweltschutzorganisationen hoffen den-
noch, dass mit dem Bewusstseinswandel der
G-7 die globale Energiewende endlich einge-
läutet wird. Nun sei das Ende des Klima-Kil-
lers Kohle besiegelt sowie das Ende des Öls,
frohlockte Greenpeace in einer Mitteilung.
Nun könne eine 100-prozentig erneuerbare
Energiezukunft beginnen.

Am Finanzmarkt spürt man noch nichts
von dieser schönen neuen Energiezukunft.
Weder die Aktien von Kohleminen reagierten

auf denG-7-Gipfel noch derÖlpreis. «Waswis-
senwir schon darüber, wie dieWelt in 85 Jah-
ren aussieht. Darüber kann die Politik nicht
ernsthaft Aussagenmachen», sagt Rolf Hartl,
Präsident der Schweizer Erdölvereinigung. An
der Börse spielt Klimapolitik keine Rolle.

«Entscheidend für die Kohle-Nachfrage ist
nicht mehr die G-7, sondern sind Länder wie
China, Indien und Indonesien», sagt Carsten
Schlufter, Energie-Analyst bei der Grossbank
UBS. Ihr Hunger nach Wirtschaftswachstum
und Wohlstand werde die Nachfrage nach
dem Energieträger weiter ansteigen lassen.
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Öl wird beliebt bleiben
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Eine emissionsfreie
Wirtschaft war früher
bloss Wunschdenken
grüner Weltverbesserer.
Heute ist sie die
Vision der G-7.

Auchdas Geschäftmit demÖlwirdweiter flo-
rieren, sagenAnalysten. Das Transportwesen,
die ganzeMobilität ist zu 99 Prozent auf Öl an-
gewiesen. Und in vielen Entwicklungs- und
Schwellenländern hat die Motorisierung der
Bevölkerung erst begonnen. In den vergange-
nen Jahren gab es nur zwei Entwicklungen,
die denAnstieg der CO2-Emissionen etwas ab-
schwächten: die Verlangsamung des Wirt-
schaftswachstums in China und die Schiefer-
gas-Förderung in den USA, die dazu führte,
dass Kohle durch umweltfreundlicheres Gas
ersetzt wurde und nachwie vor wird.

Kohle ist der neue Tabak
Rolf Wüstenhagen ist Professor für Manage-
ment von erneuerbaren Energien an der Uni-
versität St. Gallen. Er untersucht das Verhal-
ten von Energie-Investoren und sieht sehr
wohl erste Anzeichen dafür, dass die interna-
tionale Klimapolitik in derWirtschaft langsam
ernst genommenwird. «Wir stehen an einem
Tipping Point, an einemWendepunkt, gerade
bei der Kohle», sagt er. Vor wenigenWochen
habe der grösste Staatsfonds der Welt, die
NorwegianGovernment Pension FundGlobal,
entschieden, Anteile imWert von geschätzten
acht Milliarden Dollar an der Kohleindustrie
zu veräussern. Die skandinavischen Fonds-
manager stufen angesichts potenzieller Kli-
maschutz-Regeln Kohle als zunehmend ri-
sikoreiche Anlage ein. Auch der Versiche-
rungskonzern Axa hat angekündigt, Beteili-
gungen an Kohle-Unternehmen in der Höhe
von 500 Millionen Euro zu verkaufen. Dies
wirdwomöglichweitere Investoren veranlas-
sen, ähnlich vorzugehen. Im Fokus der Fi-
nanzgemeinde ist nicht nur die Kohle,welche
die Umwelt verschmutzt wie kein anderer
Energieträger. ImFokus sind neuerdings auch
Erdölfirmen. Denn immer mehr Investoren
treibt die Frage um,was denn genau passieren
könnte, wenn auf breiter Front Klimaschutz-
Regulierungen eingeführt würden.

Finanzanalysten der britischenNichtregie-
rungsorganisation (NGO) Carbon Tracker In-
itiative haben die Folgen berechnet: Sollte die
Welt versuchen, das 2-Grad-Ziel einzuhalten,
dürfte nur eine Bruchteil der vorhandenen
fossilen Brennstoff-Reserven verbrannt wer-
den. Zwei Drittel der Reservenmüssten imBo-
den bleiben. Für die Besitzer der Reserven,
Firmen wie Shell oder BP, wäre dies ein-
schneidend. Sie müssten einen Teil abschrei-
ben. Die im Boden eingelagerten Reserven
würden zu sogenannten «stranded assets», zu
verlorenenVermögenswerten. Daswürde den
Marktwert der Erdölfirmen massiv reduzie-
ren. Solche düsteren Risiko-Szenarien stam-
mennicht nur von grünenNGO, sondern auch
von mächtigen Finanzinstituten. So warnte
die englische Zentralbank unlängst vor den fi-
nanziellenRisiken von Investitionen in fossile
Energien.

Philipp Aeby hat sich mit seiner Schweizer
Firma RepRisk auf die ökologischen und so-
zialen Risiken vonFirmen spezialisiert. Er be-
obachtet, dass «stranded assets» in der Fi-
nanzgemeinde ein immerwichtigeres Thema
werden. «Investoren können es sich nicht leis-
ten, das Thema zu verschlafen», sagt er.

Es wäre falsch, den G-7-Gipfel als Anfang
vomEnde der fossilen Energien zu sehen. Die
westlichen Industrienationen und die inter-
nationale Gemeinschaft müssen erst bewei-
sen,wie ernst es ihnenmit ihrenAnkündigun-
gen ist. Sie müssen Anreizsysteme schaffen,
damit es für Investoren profitabelwird, in um-
weltschonende Energieträger und Technolo-
gien zu investieren. Der Klimaschutz muss
zum Geschäft werden, sonst bleiben null
Emissionen auch in den nächsten 100 Jahren
blossesWunschdenken.

Öko-Enzyklika

Päpstliche Schelte

Der Klimawandel sei nicht weniger als die
wichtigste aktuelle Herausforderung der
Menschheit. In seiner diese Woche veröf-
fentlichten Enzyklika schreibt Papst Fran-
ziskus: «Niemals haben wir unser gemeinsa-
mes Haus so schlecht behandelt und so
verletzt wie in den letzten beiden Jahrhun-
derten.» Die Erde scheine sich in eine «uner-
messliche Mülldeponie» zu verwandeln.
«Der Rhythmus des Konsums, der Ver-
schwendung und der Veränderung der
Umwelt hat die Kapazität des Planeten
derart überschritten, dass der gegenwär-
tige Lebensstil nur in Katastrophen enden
kann.» Der 78-Jährige prangert an, dass sich
die Politik von der Wirtschaft unterwerfen
lasse. Für den Klimagipfel in Paris Ende Jahr
fordert das Oberhaupt der katholischen
Kirche, es müssten Programme entwickelt
werden, um den Ausstoss von Kohlendioxid
zu reduzieren. (Agenturen/ami.)

Sie wurde für ihren
G-7-Gipfel auf Schloss
Elmau in Bayern als
Klima-Kanzlerin gefei-
ert. Doch auch wenn
sich Deutschland als
Energie-Vorreiter in-
szeniert, in Bezug auf
Kohle ist das Land ein
schwarzes Schaf. Die
CO2-Emissionen sind
in den letzten Jahren
kaum gesenkt wor-
den. Der Anteil der
Kohle am Strommix
beträgt 44 Prozent,
und es gelingt der
Politik nicht, die dre-
ckigsten Kohleminen
stärker mit Abgaben
zu belasten.

Angela Merkel


